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Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Entwurf eines Gesetzes über Gebührenbefreiungen beim Woh- 
nungsbau in der aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 21. April 1953 
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Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über Gebührenbefreiungen beim Wohnungsbau 
- Nr. 3611 der Drucksachen - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über 
Gebührenbefreiungen beim Wohnungsbau 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Geschäfte, die überwiegend der Schaf- 
fung von öffentlich geförderten oder steuer- 
begünstigten Wohnungen oder Wohnräu- 
men (§ 16, § 23 Abs. 1, § 28 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes vom 24. April 1950 — 
Bundesgesetzbl. S. 83) dienen, sind von den 
in der Kostenordnung bestimmten Gerichts- 
gebühren mit Ausnahme der Beurkundungs- 
und Beglaubigungsgebühren befreit. Ein Ge- 
schäft, das zugleich die Schaffung von Woh- 
nungen oder Wohnräumen der in Satz 1 
bezeichneten Art und von sonstigen Woh- 
nungen oder Wohnräumen oder von nicht 
zu Wohnzwecken bestimmten Räumen be- 
trifft, dient überwiegend der Schaffung von 
Wohnungen oder Wohnräumen der in Satz 1 
bezeichneten Art, wenn ihre Wohnflächen 
die sonstigen Wohnflächen und die Nutz- 
flächen der nicht zu Wohnzwecken bestimm- 
ten Räume übersteigen; für die Berechnung 
der Wohnflächen gelten die für die Wohn- 
flächenberechnung nach dem Ersten Woh- 
nungsbaugesetz maßgebenden Vorschriften. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über 
Gebührenbefreiungen beim Wohnungsbau 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


(1 a) Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt ent- 
sprechend für Geschäfte, die den Erwerb 
eines unbebauten Grundstüdes betreffen, 
wenn das Grundstück zum Zwecke der ge- 
winnfreien Weiterveräußerung an einen Drit- 
ten erworben wird, der auf dem Grundstüde 
Gebäude errichtet, die überwiegend Wohnun- 
gen oder Wohnräume der in Absatz 1 be- 
zeichneten Art enthalten. Hat binnen fünf 
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Entwurf 


(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 gilt ent- 
sprechend für Geschäfte, die die erste Weiter- 
veräußerung eines Grundstückes betreffen 
oder mit der Weiterveräußerung unmittelbar 
Zusammenhängen, sofern das Grundstück 
zum Zwecke der Weiterveräußerung mit Ge- 
bäuden bebaut worden ist, die überwiegend 
Wohnungen oder Wohnräume der im Ab- 
satz 1 Satz 1 bezeichneten Art enthalten, und 
die Geschäfte binnen fünf Jahren nach der 
von der Bauaufsichtsbehörde erteilten Er- 
laubnis zur Ingebrauchnahme vorgenommen 
werden. 

(3) Eine Veräußerung im Sinne des Ab- 
satzes 2 ist auch: 

a) Die Begründung des Wohnungseigentums 
im Wege der Teilung durch den Eigen- 
tümer und die anschließende Übertragung 
des Wohnungseigentums; 

b) die mit dem rechtsgeschäftlichen Erwerb 
eines Miteigentumsanteils an einem 
Grundstück unmittelbar zusammenhän- 
gende Begründung des "Wohnungseigen- 
tums; 

c) die Bestellung oder Übertragung eines 
Erbbaurechts; 

d) die Bestellung eines Dauerwohnrechts. 

§ 2 

Die als gemeinnützig anerkannten Woh- 
nungsunternehmen und die Organe der staat- 
lichen Wohnungspolitik (Gesetz über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen vom 
29. Februar 1940 — Reichsgesetzbl. I S. 438) 
sind von der Zahlung der in der Kostenord- 
nung bestimmten Gerichtsgebühren befreit. 

§ 3 

Die Gebührenbefreiung ist ohne weitere 
Nachprüfung zu gewähren, wenn das Vorlie- 
gen der Voraussetzungen für die Befreiung 
wie folgt nachgewiesen wird: 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Jahren nach dem Erwerb eine gewinnfreie 
Weiterveräußerung nicht stattgefunden oder 
treffen auf die gewinnfreie Weiterveräuße- 
rung nicht die Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 zu, so sind die Gebühren noch nach- 
träglich zu erheben. Eine Weiter Veräußerung 
im Sinne dieser Vorschrift Ist auch die Be- 
stellung eines Erbbaurechts. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

(1) Die Gebührenbefreiung ist ohne weitere 
Nachprüfung zu gewähren, wenn das Vorlie- 
gen der Voraussetzungen für die Befreiung 
wie folgt nachgewiesen wird: 
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Entwurf 
1. im Falle des § 1 : 

a) bei Bauvorhaben des Öffentlich geför- 
derten oder steuerbegünstigten Woh- 
nungsbaues, die von Gemeinden, Ge- 
meindeverbänden oder Körperschaften 
des öffentlichen Rechts durchgeführt 
werden, durch eine Versicherung dieser 
Stellen, daß es sich um ein Geschäft im 
Sinne des § 1 handelt; 

b) bei nicht im Buchstaben a genannten 
Bauvorhaben des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaues durch eine Bescheini- 
gung der Stelle, welche die öffentlichen 
Mittel bewilligt (Bewilligungsstelle) 
oder durch den Bewilligungsbescheid, 
durch den für das Bauvorhaben die 
öffentlichen Mittel bewilligt worden 
sind; 

c) bei sonstigen nicht im Buchstaben a ge- 
nannten Bauvorhaben des steuerbegün- 
stigten Wohnungsbaues durch eine Be- 
scheinigung der Stelle, die in den Län- 
dern für die Erteilung einer Besdieini- 
gung über das Vorliegen der Voraus- 
setzungen der Grundsteuervergünstigung 
(§§ 10, 11 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes) oder der Einkommensteuer- 
vergünstigung (§ 7 c des Einkommen- 
steuergesetzes) zuständig ist; 


2. im Falle des § 2, soweit es sich um aner- 
kannte Wohnungsunternehmen oder Organe 
der staatlichen Wohnungspolitik handelt, 
durch Vorlegung einer beglaubigten Ab- 
schrift der Entscheidung der Anerkennungs- 
behörde über die Anerkennung. 


Beschlüsse des 23, Ausschusses 

1. im Falle des § 1 Abs. 1 und 2: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


1 a. im Falle des § 1 Abs. 1 a durch eine 
Versicherung des Erwerbers, daß das 
Grundstück zu dem in § 1 Abs. 1 a be- 
zelchneten Zwecke erworben wird; 

2. unverändert 


(2) Solange in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 Buchst, b und c die Bescheinigung oder 
der Bewilligungsbescheid noch nicht vorgelegt 
werden kann, ist das Geschäft von Gebühren 
befreit, wenn der Bauherr versichert, daß es 
sich um ein Geschäft im Sinne des § 1 han- 
delt. Wird innerhalb von fünf Jahren nach 
Abgabe der Versicherung die Bescheinigung 
oder der Bewilligungsbescheid nicht vorgelegt, 
so entfällt die Gebührenbefreiung. 
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Entwurf 
§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am In 

Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft die 
Verordnung über die Gebührenbefreiung im 
Kleinwohnungsbau vom 27. August 1936 
(Relchsgesetzbl. I S. 702) und, soweit darin 
die Befreiung von den in der Kostenordnung 
bestimmten Gebühren geregelt ist, der § 8 des 
bayerischen Gesetzes über die Grundsteuer- 
freiheit und Gebührenfreiheit für den sozialen 
Wohnungsbau vom 28. November 1949 
(GVBl. 1950 S. 30) und der § 5 Abs. 1 des 
schleswig-holsteinischen Gesetzes zur Förde- 
rung des Wohnungs- und Kleinsiedlungs- 
wesens in Sdileswig-Holstein vom 31. März 
1950 (GVBl. S. 137). 
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Abs. 2 der Verordnung über die Gebühren- 
befreiung beim Kleinwohnungsbau vom 
27 , August 1936 gebührenfrei waren, sind 
auch dann von den in der Kostenordnung be- 
stimmten Gerichtsgebühren frei, wenn sie 
nach Ablauf der für die Weiterveräußerung 
vorgesehenen Frist von vier Jahren, aber vor 
dem 31. Dezember 19 5 2 vorgenommen 
werden. Bereits gezahlte Gebühren werden 
nicht erstattet. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin gemäß 
Artikel 87 Abs. 2 seinerVerfas- 
sung die Anwendung dieses Ge- 
setzes beschlossen hat. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten 
außer Kraft die Verordnung über die Ge- 
bührenbefreiung im Kleinwohnungsbau vom 

27. August 1936 (Relchsgesetzbl. I S. 702) 
und, soweit darin die Befreiung von den in 
der Kostenordnung bestimmten Gebühren 
geregelt Ist, der § 8 des bayerischen Gesetzes 
über die Grundsteuerfreiheit und Gebühren- 
freiheit für den sozialen Wohnungsbau vom 

28. November 1949 (GVBl. 1950 S. 30) und 
der § 5 Abs. 1 des schleswig-holsteinischen 
Gesetzes zur Förderung des Wohnungs- und 
Kleinsiedlungswesens in Schleswig-Holstein 
vom 31. März 1950 (GVBl. S. 137). 
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Abs. 2 der Verordnung über die Gebühren- 
befreiung beim Kleinwohnungsbau vom 
27. August 1936 gebührenfrei waren, sind 
auch dann von den in der Kostenordnung 
bestimmten Gerichtsgebühren frei, wenn sie 
nach Ablauf der für die Weiterveräußerung 
vorgesehenen Frist von vier Jahren, aber 
vor dem 31. Dezember 1953 vorgenommen 
werden. Bereits gezahlte Gebühren werden 
nicht erstattet. 

S 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 
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